
ner Regie zu erfüllen. Es drängt sich die Frage auf, wessen Inter­
essen Sie in den Einigungsverhandlungen vertreten haben: die 
der Bürger und der Kommunen dieses Landes oder die der Ver­
sorgungskonzerne. Wer die eigenen Kommunen für Jahrzehnte 
zu Untertanen der großen Stromfürsten macht, der hintergeht 
das Volk.

Wie wollen Sie, Herr Staatssekretär Krause, Ihren eigenen 
CDU-Bürgermeistern erklären, daß die Gewinne aus der Ener­
giewirtschaft auf kommunaler Ebene nicht in Dresden, Halle 
oder Erfurt bleiben dürfen, sondern eben doch nach Hannover, 
München und Essen fließen müssen? Es handelt sich dabei nicht 
um kleine Summen. Eine Stadt von der Größe Potsdams könnte 
nach bundesdeutschen Erfahrungen durch ein gut geführtes 
Stadtwerk immerhin 10 Mio DM selbst erwirtschaften, eine Stadt 
wie Leipzig sogar um die 50 Mio DM - und das Jahr für Jahr.

Wie wollen Sie, Herr Krause, den 150 DDR-Städten, die in Zu­
sammenarbeit mit bundesdeutschen Partnerstädten dabei sind, 
eigene Stadtwerke zu gründen, erklären, daß sie keine eigen­
ständigen Kommunalbetriebe aufbauen dürfen, obwohl es in der 
BRD 700 Städte und Gemeinden gibt, die mit Kommunalbetrie­
ben nicht nur gute Erfahrungen, sondern auch gutes Geld ge­
macht haben?

Es ist absehbar: Der vorliegende Einigungsvertrag wird zum 
langfristigen Arbeitsbeschaffungsprogramm für Juristen.

(Frau Wegener, PDS: Es ist so gewollt!)

' (Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Die Rechtsstreitigkeiten sind vorprogrammiert. Wo bleibt die 
Chancengleichheit, wenn DDR-Städte nicht dürfen, was für bun­
desdeutsche Kommunen der Normalfall ist? Wo bleibt die Ein­
haltung des Artikels 28 des Grundgesetzes über die Selbstver­
waltungsgarantie von Gemeinden, wenn diese in wichtigen 
kommunalen Angelegenheiten entmündigt werden? Noch bevor 
das Grundgesetz hierzulande in Kraft tritt, wird es bereits offen­
sichtlich verletzt. Verfassungsklagen werden vorbereitet von 
Rostock bis Erfurt. Mit diesem Einigungsvertrag, meine Damen 
und Herren, wird Karlsruhe nicht zur Ruhe kommen.

Gestern abend hat es in Leipzig eine Stadtverordnetenver­
sammlung gegeben. Sie hat einen Beschluß gefaßt und fordert 
darin alle Fraktionen der Volkskammer auf, die im Einigungs­
vertrag enthaltenen Einschränkungen des Kommunalvermö­
gensgesetzes aufzuheben.

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

In dieser Stadtverordnetenversammlung sind die gleichen 
Parteien vertreten wie in diesem Hause. Ich kann den Abgeord- 

?ten einiger Parteien dieses Hohen Hauses nur empfehlen, sich 
~-ö6ch einmal in den Städten und Gemeinden umzuhören, bevor 

sie einem Einigungsvertrag wie diesem zustimmen.

Ich frage die Abgeordneten der SPD. Sie haben sich den ökolo­
gischen Umbau der Industriegesellschaft auf die Fahnen ge­
schrieben. Wie wollen Sie diesem hohen Anspruch gerecht wer­
den, wenn Sie mit dem Einigungsvertrag Strukturen für zwei 
Jahrzehnte zementieren helfen, die uns geradezu in das Treib­
haus Erde führen?

Ich frage die Abgeordneten der F.D.P.: Wie wollen Sie sich 
glaubhaft für die Förderung des Mittelstandes einsetzen, wenn 
Sie mit diesem Einigungsvertrag die Chance einer vielfältigen 
dezentralen und arbeitsplatzschaffenden Wirtschaftsstruktur 
vergeben? Woher soll das Handwerk Aufträge erhalten, wenn 
die Kommunen nicht nur heute, sondern auch künftig leere Kas­
sen haben werden?

Wer als Abgeordneter dieses Hohen Hauses dem Einigungs­
vertrag in der vorliegenden Form zustimmt, bricht jenen Kom­
munalgesetzen das Rückgrat, welche er selbt vor wenigen Wo­
chen hier für gut befunden und beschlossen hat.

Die Fraktion Bündnis 90/Grüne erwartet von einem Eini­
gungsvertrag eine deutliche Stärkung der Position der Kommu­

nen und ihrer Bürger und nicht die Beschneidung ihrer Rechte 
und ihres Vermögens.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Danke. Dem Präsidium liegt eine Wortmeldung des Abgeord­
neten Klein vor - Vereinigte Linke. Ich bitte den Abgeordneten, 
das Wort zu nehmen. - Ein Geschäftsordnungsantrag? - Bitte!

Von Ryssel (F.D.P.):

Herr Vizepräsident! Ich beantrage, die Sitzung zu unterbre­
chen, wenn so viele Abgeordnete an der Diskussion zum Eini­
gungsvertrag kein Interesse haben.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Helm:

Ich werde dafür sorgen, daß so schnell wie möglich die Abge­
ordneten wieder hier im Saal sind.

(Unruhe im Saal)

Wird zu dem Antrag das Wort gewünscht? - Bitte.

Dr. Opitz (F.D.P.):

Ich unterstütze diesen Antrag. Es ist immer peinlich, wenn 
man die Leere der Regierungsbank sieht. Und wenn jetzt der 
verantwortliche Unterhändler, Herr Staatssekretär Dr. Krause, 
fehlt, dann ist das ganz gravierend.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Ich denke, wir brauchen jetzt nicht darüber abzustimmen. Wir 
werden dafür sorgen, daß die Abgeordneten hier schnellstens 
wieder im Saal sind.

(Zurufe: Das ist ein Antrag! Mittagspause!)

Von Mittagspause wurde nichts gesagt. Das Präsidium hat 
sich entschieden, ohne Pause zu arbeiten. Denken Sie daran, was 
für eine Tagesordnung wir noch abzuarbeiten haben.

(Zurufe)

Wer dem Antrag sein Einverständnis gibt, daß wir die Tagung 
unterbrechen, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dage­
gen? - Die Mehrheit ist dafür, daß wir eine Pause einlegen. Wir 
unterbrechen die Tagung für 20 Minuten.

(Unterbrechnung der Tagung)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Verehrte Abgeordnete! Mir wurde gerade mitgeteilt, daß wir 
14.10 bis 14.30 Uhr eine Präsidiumssitzung durchführen müssen. 
Ich bitte Sie, daß Sie Ihre Fraktionsmitglieder informieren, und 
die Präsidiumsmitglieder, daß Sie sich im Präsidiumssitzungs­
zimmer einfinden. Die Tagung wird 14.30 Uhr fortgesetzt.

(Weitere Unterbrechung der Sitzung)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Meine Damen und Herren! Wir wollen die Aussprache über 
Tagesordungspunkt 1 fortsetzen.
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